
40 Jahre Psychiatrie-Enquete. Die
33. Jahrestagung der ackpa vom
5.–7.3.2015 in Rotenburg/Wümme
!

Andreas Thiel, Chefarzt des Zentrums für
Psychosoziale Medizin in Rotenburg/
Wümme, und Karl Beine, ackpa-Sprecher,
begrüßten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer. Die Rotenburger Klinik ging 1998
aus einer kleinen neurologisch-psychi-
atrischen Abteilung hervor und über-
nimmt seitdem die psychiatrisch-psycho-
therapeutische und psychosomatische
Versorgung für den Landkreis Rotenburg.
Die Rotenburger Werke der Inneren Mis-
sion (bis 2012 Träger des Krankenhauses)
waren aktiv an der Zwangssterilisierung
und an der Ermordung von Menschen
mit Behinderungen im Nationalsozialis-
mus beteiligt.
Beine verwies darauf, dass die Psychia-
trie-Enquete vor dem Hintergrund einer
deutschen Psychiatrie erkämpft wurde,
die sich aus ihrer sozialdarwinistischen
Haltung nicht gelöst hatte. Etablierte
Amtsinhaber standen sozialpsychiatri-
schen Reformen ablehnend gegenüber.
Menschenunwürdige Verhältnisse in den
Kliniken wurden angeprangert und nach
den Vorgaben der Enquete allmählich ver-
ändert. Die Empfehlungen der Experten-
kommission von 1988 führten zur Schaf-
fung gemeindepsychiatrischer Verbünde
und zur Einrichtung von psychiatrischen
Abteilungen an Allgemeinkrankenhäu-
sern, die rasch die stationäre Pflichtver-
sorgung ihrer Städte und Landkreise
übernahmen. Die Psychiatrie-Personal-
verordnung sorgte ab 1991 für therapeu-
tische Milieus.
Seitdem sinkt die Personalausstattung in
Deutschland wieder, das neue Entgeltsys-
tem zwingt die Kliniken dazu, untereinan-
der zu konkurrieren und ihre Abläufe, d.h.
Aufnahmen und Entlassungen betriebs-
wirtschaftlich zu optimieren. Ordnungs-
politische Verantwortung wäre nun ge-
fragt, damit chronisch Kranke nicht an
den Rand gedrängt werden. Täglich haben
wir mit Situationen zu tun, bei denen Pa-
tientenwohl und betriebswirtschaftliche

Erwägungen im Widerspruch stehen;
Zwangsbehandlungen finden statt, weil
die Zeit für geduldiges Begleiten, Unter-
stützen und Verhandeln fehlt.
Die Kernforderung von 1975 nach einem
flächendeckenden therapeutisch-rehabi-
litativen Versorgungssystem wurde nicht
erfüllt. Unsere Aufgabe ist es heute, psy-
chisch Kranken Gehör zu verschaffen und
selbstkritisch auf unsere Arbeit zu schau-
en. Unsere Aufgabe ist es nicht, pseudo-
wissenschaftliche Begründungen für öko-
nomisch gewollte Veränderungen zu lie-
fern.

Asmus Finzen: 40 Jahre danach,
Blick zurück
Eine Kernforderung der Enquete war es,
die Zugänglichkeit der psychiatrischen
Dienste für alle zu gewährleisten. Am 2.
Januar 1975 begann Finzen als Direktor
der Anstalt in Wunstorf: 500 Männer hat-
ten keinen Schrank für ihre Kleidung und
ihre persönlichen Sachen; sie mussten
Bargeld abgeben, den Besuchern war es
verboten, den Patienten direkt Schokola-
de, Geld oder Rauchwaren zu geben. Män-
ner und Frauen arbeiteten umsonst, um
den Anstaltsbetrieb aufrechtzuerhalten.
Reformer und konservativeModernisierer
standen sich oft unversöhnlich gegen-
über, in den Anstalten, in der Fachgesell-
schaft, bei den Kongressen, in den Me-
dien. Fortschritte wurden erzielt, wenn
Konfrontationen ohne persönliche Verlet-
zungen ausgetragen wurden. Auf die En-
quete folgte die Strukturreform mit diffe-
renzierten Diensten, Tageskliniken und
kleineren dezentralisierten Kliniken. Die
Entwicklung einer therapeutischen Kul-
tur mit mehr Offenheit, Freiwilligkeit und
Achtung der Grundrechte ist jedoch ste-
ckengeblieben. Die Zerrissenheit des Fa-
ches zeigt sich in einer Dreiklassenpsy-
chiatrie aus Allgemeinpsychiatrie, Psycho-
somatik und Forensischer Psychiatrie,
aber auch in den Auseinandersetzungen
zwischen Vertretern der Psychiatrie und
denen der Psychosomatik.

Karel Frasch: 40 Jahre danach,
Blick nach vorn
Die Zukunft der Versorgung liegt in der
weiteren Verkleinerung der Großkran-
kenhäusern zugunsten kleinerer wohn-
ortnaher Kliniken – so Karel Frasch. Spe-
zielle Angebote (z.B. EKT) können an den
großen Kliniken angeboten werden. Ver-
besserungsmöglichkeiten liegen in ratio-
neller Psychopharmakotherapie und diag-
noseübergreifender Psychotherapie. Psy-
chologen können in ihrer Rolle gestärkt
werden, z.B. mit Rufbereitschaftsdiens-
ten. Home-Treatment sei noch nicht
finanziert, immer noch arbeiten wir in
einer zersplitterten Versorgungsland-
schaft. MDK Prüfungen orientieren sich
an absurden Fragen, z.B. wann die letzte
Veränderung der medikamentösen Be-
handlung stattgefunden hat. Wir brau-
chen ein einfaches Finanzierungssystem
und sollten uns über unsinnige Auswüch-
se bei der Qualitätssicherung empören.
Forschung wird an der Universität im Me-
dizinstudium nicht gelehrt, auch nicht in
der ärztlichen Weiterbildung. Attraktive
Forschungsstellen für Ärzte gibt es kaum.
Alte Herren in hohen Gremien schaffen
Barrieren für die nächsten Generationen
mit teuren Zertifikaten, Qualifizierungen
oder längeren Weiterbildungszeiten.
Zwangsmaßnahmen sollten prinzipiell
möglich sein, gesetzlich klar geregelt wer-
den und einer unabhängigen Begutach-
tung unterliegen.
In der Diskussion wurden Visionen für die
Psychiatrie vermisst und die Resignation
gegenüber dem neuen Entgeltsystem kri-
tisiert. Während viele Kliniken einfach
für PEPP optieren, finden z.B. in Hanau
wegweisende Veränderungen in Richtung
einer vorwiegend ambulanten Behand-
lung für schwer und chronisch Kranke
statt. Wir sind aufgefordert, unser Wissen
über die psychischen Folgen von Flucht,
Vertreibung und Krieg politisch einzu-
bringen. Die Zusammenarbeit mit Psy-
chiatrie-Erfahrenen, Angehörigen und ih-
ren Organisationen ist die Voraussetzung
für die Entwicklung von Visionen in der
Psychiatrie.
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Wolfgang Jordan: 40 Jahre danach,
ethische Betrachtungen
Die Psychiatrie brauche nach der einseiti-
gen Medikalisierung mit den fatalen Fol-
gen imNationalsozialismus eine neue Ori-
entierung in der Ethik und Philosophie –

so begann Jordan seine Ausführungen.
Die Menschenwürde erfordert in der Psy-
chiatrie ein besonderes Wertefundament.
Zentrale Themen der Ethik werden durch
psychisches Kranksein berührt: Freiheit,
Glück, das gute Leben, Konsens u.a. Ärzte
in der Psychiatrie brauchen eine besonde-
re ethische Kompetenz. Brauchenwir eine
Rangordnung von ethischen Werten? Der
ethische Therapeut beachtet die soziale
Menschenwürde seiner Patienten, ermög-
licht seinen Patienten eine Bedeutung für
andere, eine aktive Einbindung und sorgt
bei seinen Mitarbeitern für eine Ausrich-
tung an Tugenden.

Ruth Fricke: 40 Jahre danach,
persönliche Betrachtungen
Bereits im Zwischenbericht der Enquête
1973 kamen die menschenunwürdigen
Zustände in der deutschen Psychiatrie
zur Sprache – daran erinnerte R. Fricke
am Anfang ihres Vortrags. Die Auflösung
der Langzeitstationen scheint flächende-
ckend gelungen zu sein, allerdings an vie-
len Orten in große Heime, z.B. in Ham-
burg. Kleine Wohneinheiten mit Unter-
stützung vor Ort seien nicht überall ent-
standen. Das gelte auch für Patienten, die
heute aus den Kliniken entlassen würden.
Wir sollten aufhören, ständig Sonderein-
heiten für bestimmte Gruppen von psy-
chisch Kranken zu schaffen. Mitarbeiter
in Wohngruppen oder Tagesstätten soll-
tenmehr Brücken in den Alltag bauen (In-
klusion), statt ihre Patienten in eigenen
Angeboten (Batik und Specksteinbearbei-
tung) zu exkludieren. Die Glaspaläste der
Krankenkassen und der Kassenärztlichen
Vereinigungen weisen auf eine Mittelver-
teilung weg von den Bedürfnissen der Pa-
tienten hin – so Frau Fricke.
Der Bundesverband der Psychiatrie-Er-
fahrenen erhält vom Bundesgesundheits-

ministerium zwar Mittel zur Veranstal-
tung der Mitgliederversammlung, anders
als andere Verbände aber keine Förderung
für Projekte. Selbsthilfestrukturenwerden
damit vom Bund benachteiligt, kritisierte
Frau Fricke. Fortschritte in der Förderung
von Selbsthilfe sind in NRW und in einzel-
nen Landkreisen zu verzeichnen.
Die alten Großkrankenhäuser seien längst
noch nicht überall aufgelöst – so Ruth Fri-
cke. Als Mitglied der staatlichen Besuchs-
kommission sieht sie nach wie vor ge-
schlossene psychiatrische Aufnahmesta-
tionen, obwohl diese nachweislich nicht
nötig sind. Offene Stationen, auf denen
Patienten mit ganz verschiedenen Proble-
men aufgenommenwerden, schaffen eine
entspannte Atmosphäre und fördern Soli-
darität und Selbsthilfe unter den Patien-
ten. Behandlungsvereinbarungen seien
geeignet, um Probleme bei künftigen Be-
handlungen wirksamer zu lösen. Solange
es Sondergesetze für psychisch Kranke
gibt, ist die Gleichstellung psychisch Kran-
ker mit körperlich Kranken nicht erreicht.
Der anstehende Staatenbericht zur UN
Behindertenrechtskonvention werde hof-
fentlich die Gleichstellung befördern. Die
durch PEPP verkürzten Liegezeiten und
besonders vergüteten Zwangsmaßnah-
men seien alleine schon Grund genug
PEPP abzulehnen.
In der Diskussion wird die Öffnung der
Stationen gefordert, ebenso die Wieder-
einführung der Behandlungserlaubnis für
die Sozialpsychiatrischen Dienste. Die
Vorgaben einer psychiatrischen Ethik
sind ohne Weiteres auch für die Medizin
anzuwenden; ob es dann wirklich eine
besondere psychiatrische Ethik braucht,
bleibt offen. Es gibt auch eine institutio-
nelle Ethik, deren Aufgabe es ist, Demüti-
gung und Unterdrückung zu verhindern.
Zu einer fortschrittlichen Behandlungs-
kultur gehören niedrige Dosierungen bei
Psychopharmaka, Zeit zur Genesung, Be-
teiligung derer, die einen kennen, z.B. des
ambulant behandelnden Arztes, die Mög-
lichkeit für eine Behandlungsvereinba-

rung, um Einfluss auf künftige Behand-
lungen zu nehmen.

Was Ihr nicht tut mit Lust,
das gedeiht Euch nicht
Die Kommende-Tagung am Samstagmor-
gen, hatte ebenfalls „40 Jahre Psychiatrie-
Enquete – Blick zurück nach vorn“ zum
Thema, sah aber ganz anders aus als all
die Jahre zuvor. Keine Vorträge, kein
PowerPoint, sondern das trialogische
Gruppengespräch, die Diskussion. Das
»Diskursformat«, das war ein Stuhlkreis,
in den sich Ingrid Munk (Moderatorin,
Berlin), Ruth Fricke (Herford), Margareta
Müller-Mbaye (Herdecke), Martin Zinkler
(Heidenheim), Gudrun Schliebener (Her-
ford), Peter Kruckenberg (Bremen), Mar-
tin Kaiser (Merzig), Bettina Wilms (Nord-
hausen) und Wilfried Schöne (Radebeul)
gesetzt hatten. Der Stuhl zwischen Martin
Kaiser und Peter Kruckenberg blieb leer.
Wenn jemand aus dem Publikum etwas
sagen wollte, dann musste er auf diesen
Stuhl – wenn er denn frei war. Natürlich
sorgte die Äußerung von Juan E. Mendez,
selbst ein Opfer argentinischer Folter, dass
unfreiwillige Behandlungen Folter sind,
für Diskussionsstoff. Und natürlich ist es
strittig, wie sich denn Gewaltvermeidung
und Freiwilligkeit in jedem Fall durchset-
zen lässt. Nicht strittig war hingegen die
Auffassung, dass die ebenso prägende wie
lähmende Dominanz der Ökonomisierung
gebrochen werden muss. Das wird wohl
nicht gehen ohne die notwendige Streit-
lust. Die Kritik an den Verhältnissen, sie
darf aber über eins nicht hinwegtäu-
schen: Wir müssen bei uns selbst anfan-
gen. Da bleibt es nicht aus, wenn ackpa-
Leute nicht jeden Morgen mit einem Dau-
ergrinsen bei der Arbeit erscheinen und
abends mit einem zufriedenen Lächeln
heimgehen. Aber eins konnte man der
Runde glauben: Das Ringen um den rech-
ten Weg, das kann auch lustvoll sein und
Spaß machen.

Martin Zinkler, Karl Beine
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